
Mit Verweis auf die Bundeswaldin-
ventur sagte MdL Tilo Kummer, dass
„der Holzvorrat in Thüringens Wäl-
dern trotz der massiven Schäden
durch Kyrill angestiegen ist. Auch der
jährliche Zuwachs an Holz ist mit
11,2 Kubikmetern pro Hektar deut-
lich höher“. Daher sollte „im Sinne
der Nachhaltigkeit weniger Holz im-
portiert und stattdessen der Ein-
schlag erhöht werden“, Schwerpunkt
seien schwerer zu bewirtschaftende
Standorte, z.B. in Hanglangen, und
ein wesentliches Hindernis für nach-
haltige Waldbewirtschaftung die z.T.
winzigen Grundstücke im Kleinprivat-
wald, dazu ungeklärte Eigentumsver-
hältnisse. „Es wird Aufgabe einer
neuen Landesregierung sein, hier
Fortschritte zu erreichen“.

Noch bis zum 7. Dezember (diens-
tags bis donnerstags 10 bis 18 Uhr)
zeigt der Erinnerungsort „Topf & Söh-
ne“ in Erfurt, Sorbenweg 7, die Aus-
stellung „Sonderzüge in den Tod. Die
Deportationen mit der Deutschen
Reichsbahn“. Dokumentiert sind Ein-
zelschicksale von Kindern, Frauen
und Männern, die in den Tod trans-
portiert wurden. Überlebende schil-
dern in Zeitzeugeninterviews die
grauenvollen Zustände in den Zügen.
Die fahrplanmäßige und betriebliche
Durchführung dieser Transporte
durch die Reichsbahn wird anhand
von Dokumenten und Grafiken darge-
stellt. Die Wanderausstellung wurde
in Kooperation mit dem Centrum Ju-
daicum und dem Deutschen Technik-
museum in Berlin erarbeitet.           

Im Rahmen der Debatte um den
LINKE-Gesetzentwurf für ein Thü-
ringer Antikorruptionsgesetz hatte
die Fraktion die CDU-SPD-Landesre-
gierung auch aufgefordert, dass
Thüringen im Bundesrat aktiv wird,
dem UN-Abkommen gegen Korrup-
tion auch in Deutschland endlich
zur Wirkung zu verhelfen. Mit dem
LINKE-Gesetzentwurf vom Herbst
2013 sollte für Thüringen ein wirk-
sames Instrument zur umfassen-
den Antikorruptionsarbeit geschaf-
fen werden.

Er beinhaltet u.a. die Einführung ei-
nes „Zuverlässigkeitsregisters“ für die
Vergabe öffentlicher Aufträge, ein
„Transparenzregister“ zur Offenlegung
der Beteiligung „von außen“ an der Er-
arbeitung von Gesetzentwürfen, die
Stärkung der Kompetenzen von Anti-
korruptionsbeauftragten und Verbes-
serungen in Struktur und Inhalt der An-
tikorruptionsarbeit öffentlicher Stellen. 

Knackpunkt ist die 
Abgeordnetenbestechung

Die Landtagsmehrheit lehnte den
Gesetzentwurf als zu weitgehend ab,
obwohl selbst die Landesregierung zu-
gab, dass Korruption und Antikorrupti-
onsarbeit wichtige Themen auch für
Thüringen sind, nicht zuletzt weil stei-
gende Fallzahlen zu verzeichnen sind.
Der CDU-Innenminister kündigte an,
zumindest die noch aus dem August
2002 stammende Thüringer Richtlinie,
die seither nicht mehr überarbeitet
worden war, zu aktualisieren. Bis jetzt
ist diese Zusage nicht eingelöst. 

Die LINKE-Fraktion fordert weiterhin
– auch mit Blick auf Einschätzungen
von Fachleuten – gesetzliche Regelun-
gen, denn eine rein verwaltungsinterne
Richtlinie ist hier zu wenig. Der Bun-
destag hat nach cirka elf Jahren „War-
teschleife“ Ende September das UN-

Die Jury des Deutschen Engage-
mentpreises hat 15 Finalistinnen
und Finalisten für den Publikums-
preis nominiert. Einer der Nomi-
nierten ist Dittmar Heyder von der
Verkehrswacht im Ilm-Kreis. Für
ihn setzt sich auch die Landtags-
abgeordnete der LINKEN Sabine
Berninger ein. Bis zum 31. Oktober
kann auf www.deutscher-engage-
mentpreis.de ganz unkompliziert
abgestimmt werden. 

Sabine Berninger betont: „Ditt-
mar Heyder ist seit vielen Jahren
(und auch jetzt noch, wo er eigent-
lich im Ruhestand ist) für die Ver-
kehrswacht unterwegs. Unter an-
derem, um in Kitas und an Wo-
chenenden bei Kinderfesten Ange-
bote zu unterbreiten, die die Bewe-
gungssicherheit der Kinder erhö-
hen und damit die Unfallgefähr-
dung senken. Zum Beispiel durch
Rollerfahren: ‘Das Rollerfahren
fordert Kinder mit allen Sinnen,
trainiert alle motorischen Fähigkei-
ten, vermittelt ein Gefühl für Be-
schleunigung und Geschwindigkeit
und sie lernen, bei selbsterzeugter
Bewegung ihre Umgebung wahrzu-
nehmen’, so hatte die Verkehrs-
wacht Ilm-Kreis vor knapp zwei
Jahren einen Antrag bei der Alter-
native 54 e.V. begründet. Ich habe
Dittmar Heyder häufig erlebt und
bin sicher: wenn alle Kinder, die
ihn kennengelernt haben, von die-
ser Abstimmung wüssten - sie wür-
den abstimmen. Also: weitersa-
gen, liken, teilen... zumal das
Preisgeld ja auch sinnvoll angelegt
würde, nämlich für einen ge-
schwindigkeitsabhängigen Fahr-
radsimulator und Verkehrssinntrai-
ner“, sagt Sabine Berninger. 

Elf Jahre „Wartezeit“ bei UN-Abkommen - Regelungen in Thüringen sind veraltet

Veranstaltung zur 
Erwerbslosenarbeit:

„Erwerbslosenarbeit gut ge-
macht“, ist der Titel einer Veran-
staltung zu Themen, wie Grundsi-
cherung, Leistungsrecht und Ko-
sten der Unterkunft, am Sonn-
abend, den 8. November, 10 bis 15
Uhr, im Kulturzentrum mon ami in
Weimar, Goetheplatz 11. Auf der
Veranstaltung des KOPOFOR Thü-
ringen e.V. (Anmeldungen unter in-
fo@kopofor-thueringen.de) spre-
chen die Landtagsabgeordnete der
LINKEN Ina Leukefeld sowie Ha-
rald Thomé, Tacheles e.V., und Ver-
treter des Weimarer Bündnisses
SozialTransFair.

Presseinformationen, Aktionen,
Schwerpunkt- und Diskussionsfo-
ren der Linksfraktion: 

www.die-linke-thl.de

Anlässlich des „Internationalen Ta-
ges des Weißen Stockes“ am 15. Ok-
tober hatte MdL Karola Stange er-
klärt: „Zur Sicherung der Teilhabe am
gesellschaftlichen Leben brauchen
blinde und sehbehinderte Menschen
einen angemessenen und bedarfsori-
entierten Nachteilsausgleich mittels
eines bundeseinheitlichen Blinden-
geldes.“ Die Abgeordnete betonte
das Engagement der LINKEN zur Er-
höhung des Blindengeldes und Ein-
führung eines Taubblindengeldes:
„Wir werden uns für die weitere Aus-
gestaltung und Umsetzung des Thü-
ringer Maßnahmenplans zur Umset-
zung der UN-Behindertenrechtskon-
vention sowie die Novellierung des
Thüringer Behindertengleichstel-
lungsgesetzes einsetzen.“
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Sehbehinderte Holzeinschlag Ausstellung

Engagementpreis

Abkommen gegen Korruption durch
seine Zustimmung ins geltende hiesige
Recht aufgenommen – damit ist
Deutschland der letzte EU-Staat,
schon über 170 andere UN-Mitglieds-
staaten waren zuvor dem UN-Abkom-
men beigetreten. 

Knackpunkt bis zuletzt: Für die Um-
setzung des UN-Abkommens in
Deutschland ist auch die Verschärfung
des Straftatbestandes der Abgeordne-
tenbestechung notwendig. Dagegen
sträubte sich vor allem die CDU. 

Karenzzeiten nötig

Doch der öffentliche Druck durch
die UN und internationale Antilobby-
Organisationen war schließlich so
groß, dass es zu dieser notwendigen
Gesetzesänderung kam. Allerdings ge-
schah dies in Form einer Art „Minimal-
Lösung“, die von Organisationen wie
z.B. Lobby-Control als in der Sache
nicht ausreichend kritisiert wird. 

Lobby-Control und Transparency be-
mängeln, dass in Bund und Ländern,
auch bezogen auf andere Problem-
punkte wie z.B. Regulierung von Ne-
bentätigkeiten, zur Lobbyismus-Ein-
dämmung und zur Stärkung der Anti-
korruptionsarbeit zu wenig getan wird.

Mit Blick auf aktuelle Fälle auf Bun-
desebene fordern die Antilobby-Orga-
nisationen u.a. eine Karenzzeit von
mindestens drei Jahren zwischen Aus-
scheiden aus dem Amt und Aufnahme
einer neuen Tätigkeit in der Wirtschaft.

Sinn und Zweck dieser Karenzzeiten
werden z.B. am Fall des Ex-FDP-Ge-
sundheitsministers Daniel Bahr deut-
lich. Er hatte als Minister die Absen-
kung der Einkommensgrenze für die
Versicherungspflicht in der Kranken-
versicherung (KV) zu verantworten.
Dieser Schritt kam – wie im Gesetzge-
bungsverfahren prognostiziert - vor al-
lem den privaten Krankenkassen zugu-
te. 2011 trat ein Gesetz in Kraft, das

den Versicherten - und damit vor allem
den Krankenversicherungen als Ko-
stenträgern - bei neuen Medikamenten
Preisnachlässe bringen soll. Auch für
Fachleute überraschend wurde diese
Regelung nicht nur für die gesetzlichen
Krankenkassen eingeführt, sondern
auch für die privaten Krankenversiche-
rungen. Außerdem wurde in Bahrs
Amtszeit neu geregelt, dass Men-
schen, die sich zusätzlich zur gesetzli-
chen Pflegeversicherung (PV) noch bei
einer privaten Pflegeversicherung absi-
chern, einen staatlichen Zuschuss zu
diesen Beiträgen an die private PV be-
kommen. In nächster Zeit wird Bahr
nun Generalbevollmächtigter des Kon-
zernteils Private Krankenversicherun-
gen der „Allianz“.

Zwei prominente Fälle

Solche „Verbandelungen“ sind auch
„Problembaustellen“ in Thüringen.
Zwei Fälle wurden besonders bekannt:
Ministerpräsident Althaus wechselte
nach seinem Ausscheiden zum Autozu-
lieferer Magna, der ein Bieter in den
Verhandlungen für den Opel-Standort
Eisenach war. Ex-Staatssekretär Zim-
mermann, in seiner Amtszeit auch zu-
ständig für (neue) Medien, wechselte
danach in die Geschäftsführung der
Firma Unister. Die LINKE hatte im Rah-
men der Änderung des Ministergeset-
zes mit ihren Gesetzentwürfen zur Ab-
schaffung der politischen Beamten in
Thüringen und zum Antikorruptionsge-
setz die Einführung von solchen Ka-
renzzeiten gefordert. In der neuen
Wahlperiode wird sich die Linksfrakti-
on weiter für die Umsetzung ihrer For-
derungen einsetzen. Denn das Zurück-
drängen von verdeckter Einflussnahme
jeglicher Art auf öffentliche Entschei-
dungsprozesse und die Herstellung
von Transparenz sind unverzichtbar für
eine funktionierende Demokratie.

Sandra Steck

Antikorruption: Transpa-
renz im Schneckentempo
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